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	§ 5 Demokratieprinzip
	


	2. Begriff und Bedeutung der Demokratie; ihre Erscheinungsformen
	


▪   Demokratie ist ein Containerbegriff

▪   aus dem griech. übersetzt, heißt es „Herrschaft des Volkes“ 

►   Einheit und Mehrheit/ Minderheit

▪   Minderheit: Recht, dass sie nach Regeln der Staatlichkeit später einmal zur Mehrheit werden können

▪   Mehrheitsprinzip beinhaltet auch Schutz der Minderheiten

▪   Mehrheitsherrschaft nur auf eine bestimmte Zeit eingerichtet, denn es wurden Vorkehrungen getroffen   

→  Art.38, 39: Organe nur auf bestimmte Zeit gewählt     =>   politische Willensbildung ist für die Zukunft offen 

►   Unmittelbare / Mittelbare Demokratie

	unmittelbare Demokratie:
	das Volk kommt zusammen und entscheidet selbst bei Abstimmungen



	
	das  Volk kann jedoch nicht alle Entscheidungen treffen, da die dt. Verfassung einen zweistufigen Weg zur Ausübung der Staatswillengewalt vorsieht

das Volk entscheidet meist kurzfristig und sieht die lange Sicht nicht



	mittelbare Demokratie:
	Wahl von Repräsentativen, die auch zur Verantwortung gezogen werden können

(Wahlen und Abstimmungen des Volkes sind grundsätzliche Weichenstellungen für die Ausübung der Staatsgewalt)


►   Der Grundsatz der Volkssouveränität    Art.20 II 1 GG

Trägerschaft   (   Ausübung

▪   Volkssouveränität ist rechtlich mit eingebunden in Art.20 („Alle Herrschaft geht vom Volke aus“  →  ist eher ein Schlagwort; ebenfalls Art.20 „Souveränität des Volkes“  →  ist besser benutzbar im juristischen Sinn)

▪   Volkssouveränität führt automatisch zu Mehrheitsbeschlüssen

~ Wie soll Staatsgewalt vom Volke entstehen?

~ Wie soll das Volk Staatsgewalt ausüben?

▪   man muss Idee haben, wie das Ergebnis auszusehen hat  →  Wille der Mehrheit  →  Mehrheitsprinzip

►   Die repräsentative Demokratie des GG    Art. 20 II 2 GG

▪   grundsätzliche Weichenstellung in der Ausübung der Staatsgewalt 

Wahlen und Abstimmungen als Regel-Ausnahme-Prinzip

· Art. 38 GG

· Art. 29 GG   →   Neugliederung des Bundesgebiets  →  Volksbefragungen dazu   →   hier hat Bürger unmittelbares 

· Volksbefragungen?                                                                                                            Mitentscheidungsrecht

Aufgaben des Demokratieprinzips

◦   Herrschaftsordnung errichten zur Erfüllung der anfallenden Staatsaufgaben

◦   Herrschende: Beschränkung der individuellen Freiheit so klein wie möglich in diesem Zeitraum → Minimierung von Herrschaftszwang

◦   möglichst gleichmäßige und umfassende Beteiligung des Einzelnen an der Ausübung von Herrschaftsgewalt

Repräsentationsprinzip: 
(Repräsentativorgane)
◦   Art.20 II 2: Inhalte: Vertreter zur Entscheidungstreffung

→   Volk wählt Organe, die das Volk verkörpern


Steuerung der Staatsorgane:

◦   Repräsentant unterliegt in seinem Handeln nicht immer einer Steuerung des Auftraggebers

◦   Wie bringe ich diesen dazu, das zu tun, was ich will?

◦   ich gebe ihm ein Programm, dass er verwirklichen soll

◦   Steuerungskraft über Parlamentsgesetz oder öffentlichen Meinung  („Mediendemokratie“)

◦   man kann Abgeordneten zur Stellungnahme zwingen

▪   Volk hat wenig Möglichkeit über Volksabstimmungen Einfluss zu nehmen, d.h., dass der Bürger von konkreten Sachentscheidungen ausgeschlossen wird

▪   Bundesländer sind nach dem Demokratieprinzip an die in Art. 20 genannten Prinzipien gebunden, dürfen aber in ihrem Wirkungs-

            gebiet unmittelbar demokratische Elemente zulassen, ansonsten repräsentative Demokratie auch in den einzelnen Bundesländern

▪   Was ist bei einer Abstimmung, die rechtlich nichts entscheidet?

→   Zulassung einer Volksbefragung; Wähler beantworten eine Frage (Bsp. Beteiligung Dtl. am Irakkrieg?)

→   bewirken rechtlich nichts, werden aber durchgeführt

→   ist es eine sinnvolle Form unmittelbarer Demokratie?

→   Missbrauch der Möglichkeit unmittelbarer Demokratie

→   keine Ausübung von Staatsgewalt

►   Merkmale der demokratischen Ordnung                                                                                                                   22. Januar 2003

	4 Mindestvoraussetzungen für das Demokratieprinzip:

Inhalt ist nicht festgelegt, aber die Voraussetzungen
	1) Volkssouveränität

2) Prinzip der polit. Pluralität

3) Mehrheitsprinzip und Minderheitsschutz

4) Gewährleistung polit. Grundrechte


	Volkssouveränität:
	→   regelmäßige Wahlen + abgeleitete Bestellung der Organe + abgeleitete Rechtssetzung = ununterbrochene Legitimationskette Volk - Staatstätigkeit



	
	▪   ununterbrochene Legitimationskette vom Volk bis zum Gesetz   (sie ist unterbrochen, wenn Staatsorgan keinen Bezug zum Bundestag oder Volk hat; ist in Praxis nicht der Fall)

▪   regelmäßige Wahlen ist eine Grundvoraussetzung

▪   regelmäßig heißt auch Wahl auf Zeit

▪   Wahl zum Abgeordneten   →   Abgeordneter wählt Bundesregierung

▪   Wahl führt zur Bestimmung der Besetzung von Staatsorganen und zur Bestimmung der Richtung der Rechtssetzung

besser gesagt: inhaltl. Steuerung über Gesetze und personelle Steuerung über Wahl der Besetzung von Staatorganen

	
	

	Prinzip polit. Pluralität:
	durch Mehrparteiensystem und parlamentarische Opposition, kein „Parteienstaat“



	
	▪   Voraussetzung: Personen, die polit. Programme vertreten

▪   Recht auf eine Opposition

▪   Art.21: (nur) Mitwirken der Parteien an der polit. Willensbildung; kein Alleinbestimmungsrecht  →  kein „Parteienstaat“

▪   auch Pluralität innerhalb einer Partei (innerparteiliche Demokratie)

	
	

	Mehrheitsprinzip und Minderheitenschutz:
	durch Grundrechte und qualifizierte Quoten der Rechtsetzung



	
	▪   bezogen auf Willensbildung im Einzelfall

▪   Mehrheitsprinzip  =  Mehrheit entscheidet

▪   Voraussetzungen
1) Minderheit muss dies akzeptieren und beachten

2) Mehrheit muss Grenzen des Mehrheitsprinzips akzeptieren   →   Option offen halten, dass die bestehende Minderheit (befindene andere Meinung) Möglichkeit hat zur Mehrheit beim nächsten Wahl zu werden ( Minderheitenschutz   →   Mehrheit nur akzeptabel, wenn man auch zur Mehrheit werden kann

	
	

	Gewährleistung politischer Grundrechte:
	

	
	▪   flankiert und fundiert die ersten 3 Voraussetzungen

▪  Kommunikationsgrundrechte, die die Teilnahme am politischen Gechehen ermöglichen

1) Wahlrecht

2) Meinungsfreiheit*                   für alle                              * für alle Menschen

3) Versammlungsfreiheit               Dt.

4) Pressefreiheit 


►   „Streitbare Demokratie“             ( wertgebundene demokratische Ordnung 

die freiheitlich demokratische Grundordnung als wehrhafte Demokratie

· Art.9 Abs. 2 GG: Vereinsverbot, wenn dieser sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung wendet; Präzision in Art.21

· Art.18 GG: Grundrechtsverwirkung, d.h.man kann Freiheitsschutz verwirken, wenn man sie nur nutzt, um gegen

demokratischen Grundsätze aktiv, aggressiv zu agieren; praktisch nicht denkbar

· Art.21 Abs.2 GG: Parteienverbot, verfassungswidriger Parteien, die die freiheitliche demokratische Grundordnung

beeinträchtigen wollen, d.h, wenn die Partei gegen die 4 Voraussetzungen handelt oder diese sogar beseitigt

die Rahmenbedingungen (die o.g. Voraussetzungen) für eine demokratische Ordnung müssen gesichert werden 

→   Ausgrenzung der Vertreter (Personen, Gruppen, Parteien), die dagegen sind; diese dürfen nicht am politischen Willensbildungsprozess teilnehmen

	3. Das Wahlrecht als Element des Demokratieprinzips, Art. 38 I GG
	


I.      Funktion und Bedeutung von Wahlen

Repräsentationsprinzip   →   pluralistischer Wettbewerb um politische Macht

▪   Voraussetzung für Wahlen: Vorhandensein einer Auswahl von Parteien
▪   Bestellung von Repräsentanten und Übertragung von Befugnissen

das Wahlsystem muss bestimmte Anforderungen erfüllen; diese Anforderungen sind nicht inhaltlich, sondern stellen Verfahrensbedingungen dar  (3 Ziele zur Bestellung von Repräsentanten)

                         (
Ausgestaltung des Wahlrechts, um:

· autonome Entscheidung des Wählers zu ermöglichen, (Markt muss vorhanden sein, um auszuwählen                           → Angebotssicherstellung durch Existenz einer politischen Öffentlichkeit)

· Zusammensetzung der Volksvertretung als Spiegel der politischen Präferenzen des Volkes zu erreichen (repräsentative Abbildung des politischen Neigung des Volkes im Staat), und

· für Aufgaben des Parlaments funktionstüchtige Zusammensetzung sicherzustellen  (die Wahl soll zum Ergebnis haben, dass das Parlament polit. arbeiten kann, d.h. es soll auch eine Opposition geben und der Zugang von „Zwergparteien“ in dt. Bundestag nicht möglich )

· Regelungen für Grundsätze der Wahlen Art. 38 I für dt. Bundestag 

 II.      Die Wahlrechtsgrundsätze   Art. 38 I 1 [Bund], 28 I GG [Länder/Gemeinden]

diese sollen sicherstellen:

▪   Staatswillensbildung von unten nach oben / vom Volke ausgehen

▪   Wähler soll möglichst breites Spektrum unterschiedlicher Programme, Personen, Parteien haben → Wahl aus Sicht des Bürgers

▪   keine Beeinflussung des Volkes von oben (Regierung) vor der Wahl, d.h., dass die Regierung nicht auf Kosten des Staates Werbung für sich selbst machen darf   

	Grundsätze (sind zweierlei)
	

	(
	(

	Prinzipien für das Wahlrecht
	Grundrechte (politische Mitwirkungsrechte) des Bürgers, die er einklagen kann


5 Grundsätze sind abgrenzbar   →   zusammen führen sie dazu, dass Wahr gerecht stattfindet

· Allgemeinheit

· Unmittelbarkeit

· Freiheit

· Gleichheit

· Geheimheit

(   Allgemeinheit der Wahl: aktives und passives Wahlrecht für möglichst alle Mitglieder des Staatsvolks

	passiv:
	Recht zu wählen

	aktiv:
	Recht gewählt zu werden


Wahlvolk  =  Staatsvolk, d.h. nur Staatsangehörige

                      auf kommunaler Ebene: Möglichkeit für langansässige Ausländer zu wählen   (Art.38 I 3)

Mindestalter erforderl., um polit. Verständnis zu haben

         (   auf Bundes- und Länderebene: 18

         (   manchmal auf kommunaler Ebene: 16  

(   Unmittelbarkeit der Wahl: direkte Verbindung von Wählerentscheidung und Wahlergebnis (keine „Wahlmänner“)

Verbot einer Instanz, die zwischen Volk und Wählbaren steht, die eigene Entscheidungen trifft

(   Freiheit der Wahl: Stimmabgabe frei von rechtlichem Zwang und Druck, Entschließungsfreiheit des Wählers

dazu gehört auch das Wahlvorschlagsrecht: Wähler kann jemanden aufstellen, den er gerne wählen möchte

▪   Einführung der Wahlpflicht?  = Verstoß gegen den Grundsatz der Freiheit; man muss auch das Recht haben nicht wählen zu gehen

▪   staatliche Neutralität vor Wahlen

▪   Pflicht der Parteien und Kandidaten zu „wahrem Wahlkampf“ = kein unlauterer Wettbewerb

(   Gleichheit der Wahl: Recht formal gleicher Ausübung des Wahlrechts für jeden Wähler („one man, one vote“)

     → gleiches Stimmgewicht jedes Wählers und gleiche Chancen jedes Kandidaten/ jeder Partei („Chancengleichheit“)

▪   Gebot gleichen Zählwerts  jeder Stimme (d.h. jeder Bürger hat gleich viel Stimmen)

▪   Gebot gleichen Erfolgswerts jeder Stimme für Ergebnis?

◦   Erfolgswertgleichheit und Mehrheitswahl? →  verträgt sich nicht, denn wenn nur ein Sitz vergeben wird, dann kann auch nur ein Kandidat erfolgreich sein; Minderheiten spiegeln sich nicht im Erfolgswert wieder, sie sind also erfolglos

Erfolgswertgleichheit gilt nur in Verhältniswahlen                                                                           29. Januar 2003

◦Sperrklauseln („5%-Klausel“)  →  wurde eingeführt, damit das Parlament arbeiten kann, denn es ist sehr schwer unter sehr vielen Parteien einen Kompromiss zu finden

Man muss immer abwägen bei der Größe der Wahl, denn ist die Wahl klein, dann braucht man keine Sperrklausel, da nur wenige Parteien zur Verfügung stehen

◦   Größe der einzelnen Wahlkreise: je kleiner, desto weniger Wähler → Kandidat braucht weniger Wahlstimmen →   problematisch, da Gleichheit bei unterschiedlich großen Wahlkreisen nicht gegeben;

also sollten Wahlkreise immer gleich groß sein

(   Geheimheit der Wahl: Sicherstellung einer unbeobachteten und vertraulichen Stimmabgabe 

dem Wähler muss die Geheimhaltung seiner Entscheidung ermöglicht werden; ob er es dann geheim hält oder nicht, ist die Entscheidung des Wählers

▪   Geheimheit und Briefwahl: dies ist problematisch 

Lösung bei Briefwahl: der Wähler unterschreibt einer Erklärung, dass man er Entscheidung selbständig getroffen hat

III.      Wahlsysteme und –modelle zur Bestellung von Organwalter
Art.38: schreibt die Grundsätze vor, aber nicht die Art der Wahl, d.h. der Bund kann bei der Wahl zum BT zwischen Mehrheitswahl und Verhältniswahl entscheiden

Bei der Wahl zum Bundespräsidenten und zum Bundeskanzler muss die Mehrheitswahl angewandt werden


	Verhältniswahl:
	Wahl einer Partei                                                dt. Wahl

	Mehrheitswahl:
	Wahl des Kandidaten des Wahlkreises               zum BT  


▪   Mehrheitswahl (Personenwahl)

◦   enge Bindung des Wählers an Gewählten (gewählte Person ist wichtig)

◦   stabileres Parlament (eindeutige Mehrheiten)

▪   Verhältniswahl (Gruppenwahl, wie Programme, Listen, Parteien)

◦   fast optimale Repräsentation aller Wähler  →  Abbild der Realität

◦   kleine Parteien im Parlament vertreten  →  viele Parteien

◦   Regierungsbildung schwerer  →  schwierigere Entscheidungsfindung

Zur Sitzverteilung siehe Schaubild

IV.      Das Wahlrecht zum Bundestag
(   Rechtsgrundlagen:

▪   Art. 38 I 1 GG: Grundsätze

▪   Art. 38 III GG: Bundeswahlgesetz

◦   Regelung des Wahlsystems

◦   Regelung des Wahlverfahrens

(   Wahlsystem (§1 II, 4-7 BwahlG): „personalisierte Verhältniswahl“

▪   grundsätzlich 598 Abgeordnete, aber: Möglichkeit von Überhangmandaten

▪   299 MdB über Wahlkreise („Erststimme“)

▪   299 MdB über Parteilisten („Zweitstimme“)

▪   Zweitstimmen ausschlaggebend für parteipolitische Zusammensetzung des Bundestages

Folie: Von der Wählerstimme bis zum Mandat

	Verfahren nach d´Hondt:
	▪   Benachteiligung der kleinen Parteien

	Verfahren nach Niemeyer:
	▪   Vorteil der kleinen Parteien auf Kosten der großen Parteien

▪   Verfahren für den dt. BT


Folie: Das Wahlrecht der Bundesrepublik

▪   in einem Wahlkreis muss ein Kandidat nicht unbedingt ein Mitglied einer Partei sein

	▪   Überhangmandate:

Bsp.
	In der Zweitstimme werden der SPD nur 300 Sitze zugesprochen

In der Erststimme werden 305 Kandidaten der SPD direkt in den BT gewählt  

→   5 Kandidaten sind zwar zu viel, dürfen aber als Überhangmandate in den BT 


	4.  Politische Parteien
	


(   Rechtsgrundlagen:

▪   Art. 21 GG: Grundsätze   (Grenzen für Parteien)

▪   Parteiengesetz

◦   Definition und Aufgabenstellung    (Parteien sind kein Staatsorgan, sondern gehören zur Gesellschaft)

◦   innere Ordnung

◦   Finanzierung und Rechenschaftslegung     (öffentl. Rechenschaftlegung, damit der Wähler sehen kann voher das Geld kommt und wohin es geht   →   ist im Parteiengesetz festgelegt)

(   Entstehung und Entwicklung, Bedeutung und Aufgaben der Parteien
(   Der Parteienbegriff (§ 2 I PartG)

▪   Vereinigung von Bürgern, die an der politischen Willensbildung des Volkes auf Bundes- und/ oder Landesebene

▪   auf Dauer (d. h. nicht nur vorübergehend) und 

▪   nach ihrem äußeren Erscheinungsbild (Personal, Organisation) mit gewisser Ernsthaftigkeit mitwirken, und zwar

▪   vor allem durch Teilnahme an Wahlen (Aufstellen von Kandidaten und Wahlprogrammen)

→   Bürgerinitiativen sind keine polit Partei  →  nehmen nicht an politischen Wahlen teil, die Dauer ist begrenzt und sie  verfolgen nur ein bestimmtes Ziel

→   Rathausparteien sind keine polit. Partei  →  kommunale Wählervereinigungen  →  zwar auf Dauer gegründet und verfolgen bestimmte Ziele, sie sind jedoch nicht bundes- oder landesweit tätig

(   Verfassungsrechtlicher Status

▪   äußere Parteifreiheit (Unabhängigkeit vom Staat), Art. 21 I 2 GG

◦   bei Gründung, Programmatik, Betätigung und Mitwirkung an der staatlichen Willensbildung

◦   erhöhter Schutz gegen Auflösung, Art. 21 II GG („Parteienprivileg“); anders Art. 9 II GG

▪   innere Parteifreiheit (Gebot demokratischer Binnenstrukturen), Art. 21 I 3 GG

◦   Satzung, Parteiprogramm

◦   Mitbestimmung der Parteimitglieder, vor allem bei der Aufstellung der Wahlbewerber

◦   Regeln  für Parteiausschluss von Mitgliedern

→   Wenn eine Partei eine Person nicht in ihrer Partei haben möchte, dann wird diese Person auch nicht aufgenommen; die Person hat kein Recht auf Parteiaufnahme

→   Es bedarf einem rechtl. Verfahren, um eine Person aus einer Partei auszuschließen

▪   Chancengleichheit der Parteien im gesamten Bereich ihrer Mitwirkung

◦   Zuteilung von Sendezeiten im Rundfunk für Wahlwerbung

◦   Zugang zu öffentlichen Einrichtungen

◦   Ausnahmen (Abstufung) bei zwingenden Gründen (z. B. Bedeutung der Partei)

(   Besondere Probleme
▪   Sonderstellung der Parteien als privatrechtliche Organisation im Verfassungsprozess („Quasi-Verfassungsorgane“)

▪   Finanzierung der Parteien

◦   Parteifreiheit  →  Mitgliedsbeiträge, Spenden und Erlöse

◦   staatliche Parteienfinanzierung durch

-   Ersatz der Wahlkampfkosten

-   staatliche Teilfinanzierung

◦   Transparenzgebot und Beschränkung von Steuervorteilen für Großspenden

◦   Pflicht zur öffentlichen Rechenschaftslegung

▪   Grenzen der Parteienfreiheit: Verbot verfassungswidriger Parteien bei aktiv – kämpferischer, aggressiver Haltung gegen das GG (Parteiprogramm, Auftreten in der Öffentlichkeit), Art. 21 III G

Eigentlich sollten hier noch Kapitel §6 - §11 folgen, aber die hat Herr Professor März nicht mehr geschafft. Ist ja auch so schon genug.
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